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Pakistan

Die Zahlungsbilanz Pakistans 
war in den letzten Jahren 
durchweg negativ.2 Das Land 

ist stark von externen Finanzierungen 
sowie einem nachhaltigen Export-
wachstum abhängig. Es ist also wich-
tig, dass das Land seinen GSP+-Status 
behält. Dies gilt umso mehr, als die EU 
ein Schlüsselmarkt für Pakistans Tex-
tilien darstellt. Deutschland ist nach 
den USA, China und Großbritan-
nien der viertgrößte Handelspartner 
mit 5,6 Prozent Anteil an Pakistans 
Gesamtexporten.3 Der pakistanische 
Wirtschaftsrat schätzt, dass Deutsch-
land im Jahr 2018 einen Anteil von 
16 Prozent an den gesamten Expor-
ten Pakistans in die EU ausmachte.4 
Umgekehrt ist Deutschland ein wich-
tiger Exporteur nach Pakistan mit 24 
Prozent Anteil an den Einfuhren aus 
der EU und 2 Prozent an den Impor-
ten Pakistans aus aller Welt.

Allmähliche Verbesserungen 

In den letzten Jahren gab es Fort-
schritte. In mehreren Schritten wur-
den Minderheitenrechte verbessert, 
der Terrorismus eingedämmt und 
die Menschenrechtspolitik in der 
größten Provinz Punjab besser um-
gesetzt. In der zweitgrößten Pro-

vinz Sindh hat sich die Regierung 
intensiv mit der Menschenrechtsge-
setzgebung beschäftigt und über 20 
Gesetze verabschiedet, die sich mit 
den Rechten schutzbedürftiger Ge-
meinschaften einschließlich Min-
derheiten und Transgenderpersonen 
befassen.5 Darüber hinaus hat Paki-
stan kürzlich beschlossen, die Gren-
ze zu öffnen, um der Sikh-Gemein-
schaft aus Indien den Besuch ihrer 
heiligsten religiösen Stätte in Kartar-
pur zu ermöglichen.6 Dort verbrachte 
der Gründer der Sikh-Religion, Guru 
Nanak Dev, die letzten 18 Jahre sei-
nes Lebens. Nach 72 Jahren ist nun 
die Grenze für indische Sikhs offen, 
ohne dass sie ein Visum benötigen. 
Dies wird als wichtige Friedens-in-
itiative Pakistans erachtet, in einem 
Jahr mit sehr hohen Spannungen we-
gen Kaschmir.7 Auch Bundeskanzle-
rin Angela Markel erwähnte dies bei 
ihrem jüngsten Besuch in Indien.8 

Durch das GSP+-Abkommen fal-
len auf viele Exporte aus Pakistan in 
die EU-Mitgliedstaaten keine Ein-
fuhrzölle mehr an. Im Austausch soll 
die Lage der Menschenrechte verbes-
sert werden. Es besteht in der paki-
stanischen Politik Konsens darüber, 
dass GSP+ sich für pakistanische 

Ausfuhren als Vorteil erwiesen hat. 
Die Organisation Democracy Repor-
ting International (DRI), mit Sitz 
in Berlin, hat dies in einem kürz-
lich erschienenen Papier bekräftigt.9 
Dort wird festgestellt, dass Pakistan 
der größte Nutznießer innerhalb 
des GSP+-Programms ist. Darü-
ber hinaus verhilft das Programm 
Menschenrechtsverteidiger(inne)n 
zu einem großen Einf luss gegenüber 
Regierung, politischen Parteien und 
der Zivilgesellschaft. So kann stärker 
auf die Umsetzung der Menschen-
rechtskonventionen, -pakte und -pro-
tokolle gedrängt werden, die Paki-
stan ratifiziert oder signiert hat. 

Die Gesamtausfuhren Pakistans in 
die EU stiegen 2018 um mehr als 
50 Prozent auf 6870 Millionen Euro 
gegenüber 4538 Millionen Euro im 
Jahr 2013. Auf anderen Märkten 
gingen sie stark zurück. Die paki-
stanischen Exporteure sparen durch 
die Zollbefreiungen rund eine Mil-
liarde US-Dollar. Hauptnutznießer 
sind die großen Unternehmen.10 Die 
Textilexporte sind sowohl mengen- 
als auch wertmäßig deutlich gestie-
gen und machen heute 80 Prozent 
der Gesamtexporte aus Pakistan in 
die EU aus. Andere Sektoren wie Le-
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der, Schuhe und Lebensmittel (außer 
Reis) stagnieren jedoch oder gehen 
zurück. Mangelnde Diversifizierung 
und Verfeinerung der Produkte stellt 
für Pakistan eine Herausforderung 
dar, wenn es die Gewinne aus dem 
Export vervielfachen will.11

Perspektiven der Veränderung

Der Staat scheint auch besser auf Men-
schenrechtsfragen einzugehen. Er be-
teiligt sich formell an verschiedenen 
regelmäßigen Überprüfungen und 
erstellt Aktionspläne, um die meisten 
Probleme und Fragen aus internatio-
nalen Foren anzugehen. Auf Provinz-
ebene werden Gremien gebildet, so-
genannte Treaty Implementation Cells 
(TIC), die Menschenrechtsfragen zur 
Arbeit, zum Kinderschutz und zu den 
Bedingungen in pakistanischen Ge-
fängnissen aufgreifen. In mehr als 
25 relevanten Abteilungen existieren 
sie bereits. Die Regierung hat außer-
dem die Nationale Menschenrechts-
kommission mit einem umfassenden 
Mandat zur Förderung, zum Schutz 
und zur Umsetzung der Menschen-
rechte eingerichtet (National Com-
mission for Human Rights Act, 2012).

Es bleiben viele Verbesserungsmög-
lichkeiten, da sich in Pakistan ein 
repressives Umfeld gegen bürgerli-
che und individuelle Freiheiten ge-
bildet hat. Die Vereinigungsfreiheit 
wurde in nie da gewesener Weise 
eingeschränkt. Die Regierung maß-
regelt die Registrierung legitimer 
zivilgesellschaftlicher Organisati-
onen. Der UN- Menschenrechtsaus-
schuss12 wertete im November 2019 
die Antworten Pakistans auf die ab-
schließenden Bemerkungen (Conclu-
ding Observations) des Ausschusses 
aus und stellte fest, dass die meisten 
Antworten der Regierung unzurei-
chend oder irrelevant waren.13 Hier 
muss also weiter an den systemischen 
Defiziten in der Regierungsführung 
gearbeitet werden. Pakistan hat noch 
einen langen Weg vor sich, um die 
Vorrangstellung der Verfassung und 
die Gewaltenteilung sicherzustellen.

Gleichwohl: Die Öffnung des Kar-
tarpur-Korridors hat die öffentliche 
Stimmung in Pakistan gegenüber 
Minderheitenrechten und fried-
lichem Zusammenleben verbessert, 
die demokratischen Stimmen gestär-
kt und der kleinen Friedensgemeinde 
geholfen, größer zu werden. Darunter 
viele junge Aktivist(inn)en, die sich 
offen für eine bessere Beziehung zwi-
schen Indien und Pakistan ausspre-
chen. Viele von ihnen hinterfragen 
die Logik des lange vertretenen, tra-
ditionellen Gegeneinanders beider 
Staaten. Die Demokratie in Paki-
stan ist seit ihrer Wiederherstellung 
im Jahr 2008 nach wie vor fragil. Ge-
fährdete Gruppen wie Frauen und 
religiöse Minderheiten werden wei-
terhin rechtlich und in der Praxis dis-
kriminiert und sehen sich regelmäßig 
mit Gewalt und Ausgrenzung kon-
frontiert.14

Pakistan könnte seine Menschen-
rechtssituation verbessern, indem es 
ein starkes Narrativ zu Menschen-
rechten entwickelt, gestützt auf die 
Verfassungsgarantien und den Va-
ter der Nation, Muhammed Ali Jin-
nah. Seit den 1970er Jahren haben 
die Regierungen jedoch regressive 
Positionen eingenommen. Darü-
ber hinaus muss Pakistan seine Fä-
higkeit verbessern, Entscheidungen 
des Staates umzusetzen, damit die 
neu geschaffenen Menschenrechts-
organisationen ihre Arbeit tatsäch-
lich leisten können. Dazu gehören 
eine starke unabhängige Zivilge-
sellschaft, Medienfreiheit und eine 
wachsame Presse gegenüber der Re-
chenschaftspf licht des Staates. Das 
GSP+-Abkommen unterstützt die 
Menschenrechtsaktiven und ver-
hilft Wirtschaftskreisen, den Wert 
besserer Arbeitsverhältnisse zu ver-
stehen. Die Beibehaltung des GSP+-
Status hilft Pakistan, auf diesen Er-
gebnisse aufzubauen, Demokratie, 
Menschen- und Arbeitsrechte wei-
ter zu stärken.
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